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9. Änderung des Flächennutzungsplanes der Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim – Großrinderfeld – Königheim – Werbach 
Stadt Tauberbischofsheim, Vorentwurf 
Stand 11.06.2026 
 
Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Öffentlichkeit  
gem. § 3 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 23.03.2026 bis einschließlich 27.04.2026. 
 
 Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum    Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum 

1. Bundesnetzagentur Berlin, 19.03.2026 
2. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr, 25.03.2026 
3. Stadt Külsheim, 26.03.2026 
4. Handwerkskammer Heilbronn-Franken, 27.03.2026 
5. Regierungspräsidium Freiburg, LGRB, 30.03.2026 
6. Deutsche Telekom Technik GmbH, 30.03.2026 
7. Netze BW GmbH, 09.04.2026 
8. Vodafone West GmbH, 10.04.2026 
9. Regionalverband Heilbronn-Franken, 14.04.2026 
10. Industrie- und Handelskammer, 16.04.2026 
11. Stadtwerk Tauberfranken GmbH, 16.04.2026 
12. Regierungspräsidium Freiburg, Forst, 17.04.2026 
13. Regierungspräsidium Stuttgart, Abteilung Wirtschaft/Infrastruktur, 21.04.2026 
14. Landratsamt Main-Tauber-Kreis, 27.04.2026 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Hinweis: 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine Stellungnahmen eingegan-
gen. 
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung des gemeinsamen Aus-
schusses der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

1. Bundesnetzagentur Berlin, 19.03.2026 

Da eine Betroffenheit des Richtfunks durch die Planung unwahrscheinlich ist, erfolgt un-
sererseits keine weitere Bewertung. Ein möglicher Grund dafür ist:  
1.Die Baumaßnahme weist eine geringe Bauhöhe auf. Es handelt sich dabei um einen 
Bebauungsplan mit einer Bauhöhe von unter 20 Meter bzw. um eine Planung einer Solar- 
/ Photovoltaik-Freifläche. Eine Richtfunk-Untersuchung zu solchen Planungen ist nicht 
erforderlich.  
2. Entweder ist die Bauhöhe unbekannt oder es handelt sich um eine Maßnahme mit 
einer unveränderten Bauhöhe. Zum Beispiel: Flurbereinigung, Landschafts- / Natur-
schutz, unterirdische Leitung oder Aufhebungsverfahren.  
3. Flächennutzungspläne, Regionalpläne, Raumordnungspläne oder Entwicklungspro-
gramme sind planungsrechtliche Maßnahmen, die sich in einem früheren Planungssta-
dium befinden. Im nachgelagerten Verfahren wird konkrete Baumaßnahme erneut ange-
fragt. 
Bitte beachten Sie die Zuständigkeitstrennung bei der Bundesnetzagentur.  
 
Für Planungs- oder Genehmigungsverfahren:  
----------------------------------------------  
Zukünftig richten Sie bitte Ihre Anfragen zu Planungs- oder Genehmigungsverfahren an 
die zuständige Stelle unter folgender Adresse:   
Bundesnetzagentur, Referat 814, Postfach 80 01, 53105 Bonn oder   
unter der E-Mail-Adresse: verfahren.dritter.nabeg@bnetza.de   
Weitere Information entnehmen Sie bitte dem Link unter:  
www.netzausbau.de/Wissen/InformierenBeteiligen/VerfahrenDritter/de   
 
Für eine Funkbetreiberauskunft vom Referat 226:  
--------------------------------------------------  
Zusätzlich haben Sie die Möglichkeit, eine Funkbetreiberauskunft (u. a. Richtfunk) ge-
sondert per E-Mail an funkbetreiberauskunft@bnetza.de anzufragen.   
Dafür schicken Sie uns das vollständig ausgefüllte Formular (als Anhang per E-Mail), 
welches Sie unter folgendem Link finden: www.bnetza.de/648280  
Für die Funkbetreiberauskunft ist die Angabe der Koordinaten zwingend erforderlich. 
Hierzu können Sie sich auch an den Planungsträger wenden.   
 
 

Zur Kenntnis genommen Die Stellungnahme der Bundesnetz-
agentur vom 19.03.2026 wird zur 
Kenntnis genommen.   
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung des gemeinsamen Aus-
schusses der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

2. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 25.03.2026 

zu o.g. Betreff erhalte ich die abgegebene Stellungnahme der Bundeswehr aus der ers-
ten Beteiligung vom 10.11.2025 aufrecht. Es bestehen weiterhin keine Bedenken 

Zur Kenntnis genommen Die Stellungnahme der Bundeswehr  
vom 25.03.2026 wird zur Kenntnis 
genommen.   

3. Stadt Külsheim, 26.03.2026 

Die Stadt Külsheim bringt zur o.g. Flächennutzungsplan-Änderung keine Anregungen 
und Bedenken vor, da städtebauliche Belange der Stadt Külsheim hiervon nicht berührt 
sind. 

Zur Kenntnis genommen Die Stellungnahme der Stadt Küls-
heim vom 26.03.2026 wird zur 
Kenntnis genommen.   

4. Handwerkskammer Heilbronn-Franken, 27.03.2026 

In o. g. Angelegenheit werden von Seiten der Handwerkskammer keine Bedenken erho-
ben. 

Zur Kenntnis genommen Die Stellungnahme der HWK vom 
27.03.2026 wird zur Kenntnis ge-
nommen.   

5. Regierungspräsidium Freiburg, LGRB, 30.03.2026 

Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme vom 17.11.2025 GZ RPF9-
4700-157/55/2, im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB, sind von unserer Seite 
zum modifizierten Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubrin-
gen. Es wird darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Aus-
zügen daraus erfolgt.  

Das am Ostrand  des Plangebietes  
prognostizierte Natursteinvorkommen 
in 100 m Entfernung wurde zur Kennt-
nis genommen. 
 

Die Stellungnahme des RPF LGRB 
vom 30.03.2026 wird zur Kenntnis 
genommen.   

6. Deutsche Telekom Technik GmbH, 30.03.2026 

Mit Schreiben bzw. Mail vom 1. Dezember 2025/PTI 21-Betrieb, Uwe Herold, haben wir 
zur o. a. Planung bereits Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt unverändert wei-
ter. Die Berücksichtigung unserer Anregungen haben wir dankend zur Kenntnis genom-
men. 

Es wurden keine Einwände erhoben. 
Die Telekommunikationslinien wurden 
in den Flächennutzungsplan übernom-
men. 

Die Stellungnahme der Telekom 
Technik GmbH vom 30.03.2026 wird 
zur Kenntnis genommen.   

7. Netze BW GmbH, 09.04.2026 

Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplans bestehen Versorgungsanlagen der 
Netze BW GmbH.  
 

 
 
 

Die Stellungnahme der Netze BW 
GmbH vom 09.04.2026 wird zur 
Kenntnis genommen.   
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung des gemeinsamen Aus-
schusses der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 Stellungnahme des Leitungsbau Hochspannung - Stellungnahmen (NETZ TILS)  
Seitens Statik & Stellungnahmen bestehen keine Bedenken gegen die Änderung des 
Flächennutzungsplans.  
Für die überörtliche Stromversorgung bestehen im Geltungsbereich der FNP-Änderung 
keine Trassen für eine 110-kV-Leitungen der Netze BW.  
Im Nahbereich der 110-kV-Leitung ist eine bauliche Nutzung nicht bzw. nur bedingt und 
eine andere Nutzung nur in beschränkter Weise und nur im Einvernehmen mit der Netze 
BW zulässig Erst im Zuge des jeweiligen Bebauungsplanverfahrens werden wir uns zu 
den konkreten Nutzungseinschränkungen im Bereich der 110-kV-Leitung(en) bzw. Ver-
sorgungsanlage(n) äußern.  
 
 Stellungnahme der Netzregion Tauber-Odenwald Infrastruktur Sparten Strom (Mit-

tel- und Niederspannung) und Gas (Gasmittel- und Niederdruck) (NETZ TNT)   
Seitens der Netzregion Tauber-Odenwald bestehen grundsätzlich keine Bedenken ge-
gen die Änderung des Flächennutzungsplans.  
Sollten Sie zu Planungszwecken und Aktualisierung Ihrer Planunterlagen eine Übersicht 
unserer Netze benötigen, so erhalten Sie diese bei unserer Leitungsauskunft online über 
http://www.netze-bw.de/leitungsauskunft oder über das E-Mailpostfach Leitungsaus-
kunft-Nord@netze-bw.de in verschiedenen Dateiformaten.  
Der weitere Ausbau der Leitungsnetze richtet sich nach den zukünftigen energietechni-
schen Anforderungen. Bei der Bauflächenentwicklung wird je nach Bedarf das vorhan-
dene Netz erweitert. Bitte beteiligen Sie uns dazu auf Ebene der Bebauungsplanung er-
neut.         
 
Wir bitten darum, unsere Stellungnahme im weiteren Verfahren zu berücksichtigen und 
uns über das Abwägungsergebnis zu informieren, nach Abschluss des Verfahrens das 
Inkrafttreten des Flächennutzungsplans mitzuteilen und uns eine endgültige Fassung 
des Flächennutzungsplans in digitaler Form an unsere E-Mail-Sammelpostfachadresse 
bauleitplanung@netze-bw.de zuzusenden. Hierzu geben Sie bitte jeweils die o.g. Vor-
gangs-Nr. an. 

 
Zur Kenntnis genommen 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Die Netze BW wird beim nachgelager-
ten Bebauungsplanverfahren beteiligt. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 

8. Vodafone West GmbH, 10.04.2026 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante 
Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Te-
lekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommu-
nikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant.   

Zur Kenntnis genommen Die Stellungnahme der Vodafone 
West GmbH vom 10.04.2026 wird 
zur Kenntnis genommen.   
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung des gemeinsamen Aus-
schusses der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

9. Regionalverband Heilbronn-Franken, 14.04.2026 

Durch die Planung werden regionalplanerische Zielfestlegungen berührt.    
 
Die Planung liegt im Süden teilweise in einer Grünzäsur nach Plansatz 3.1.2 und im Os-
ten teilweise in einem Regionalen Grünzug nach Plansatz 3.1.1. Beide Überschneidun-
gen können wir im Rahmen einer Ausformung mittragen. Wir halten sowohl die Grünzä-
sur als auch den Regionalen Grünzug an den betroffenen Stellen für endgültig ausge-
formt.  
Vorliegend werden Siedlungsfläche von einer Nutzungsart in andere Nutzungsarten 
überführt. Wir begrüßen die Siedlungsentwicklung im Bestand. Ungenutzte Flächenpo-
tenziale sind bei künftigen Planverfahren in der Bedarfsrechnung zu berücksichtigen.  
Die regionalplanerischen Festlegungen zum Vorbehaltsgebiet für Erholung nach Plan-
satz 3.2.6.1 werden in ausreichendem Maß in den Unterlagen behandelt.  
 
Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens sowie um Mitteilung der  
Rechtsverbindlichkeit der Planung unter Benennung der Planbezeichnung, des Datums 
und Übersendung einer Planzeichnung, gerne auch in digitaler Form. Die Übersendung 
einer rechtskräftigen Ausfertigung ist nicht erforderlich. 

 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
Zur Kenntnis genommen 

Die Stellungnahme des Regional-
verbandes Heilbronn-Franken vom 
14.04.2026 wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

10. Industrie- und Handelskammer, 16.04.2026 

Unter Bezugnahme auf Ihre o. g. Nachricht und nach sorgfältiger Prüfung der Unterlagen 
wird mitgeteilt, dass seitens der IHK keine Anregungen oder Bedenken an dem geplanten 
Vorhaben bestehen. 

Zur Kenntnis genommen Die Stellungnahme der IHK vom 
16.04.2026 wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

11. Stadtwerk Tauberfranken GmbH, 16.04.2026 

Von Seiten des Stadtwerks Tauberfranken sind bei der 9. Änderung des Flächennut-
zungsplans des Gebietes der ehemaligen Kurzmainz-Kaserne keine zu vertretenden Be-
lange betroffen. 

Zur Kenntnis genommen Die Stellungnahme des Stadtwerkes 
Tauberfranken vom 16.04.2026 wird 
zur Kenntnis genommen.   

12. Regierungspräsidium Freiburg, Forst, 17.04.2026 

Nachdem eine Beteiligung der Forstbehörden zum Vorentwurf der 9. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim- 
Großrinderfeld-Königheim-Werbach im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger  
öffentlicher Belange nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB nicht stattgefunden hat, nimmt 

Die Hinweise zu den nach § 2 LWaldG 
betroffenen Waldflächen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 

Die Stellungnahme des RP Freiburg 
Forst vom 17.04.2026 wird durch 
Festsetzung von Waldflächen be-
rücksichtigt. Ein Eingriff in die 
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung des gemeinsamen Aus-
schusses der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

die höhere Forstbehörde am Regierungspräsidium Freiburg i. V. m. den vorgelegten Un-
terlagen und in Abstimmung mit der unteren Forstbehörde am Landratsamt Main-Tauber-
Kreis wie folgt Stellung: 
 
Sachverhalt:  
Für den Flächennutzungsplan der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbi-
schofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach wurde die 9. Änderung am 15.10.2025 
in öffentlicher Sitzung beschlossen. Gegenstand der 9. Änderung des Flächennutzungs-
planes ist die Umwandlung der Sonderbaufläche „Bund“ in eine Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung „Wohnmobilpark“, eine gemischte Baufläche, eine gewerbliche Bau-
fläche sowie die Darstellung einer Ausgleichsfläche, einer Grünfläche und einer Fläche 
für die Ver- und Entsorgung des Gebietes der ehemaligen Kurmainzkaserne auf dem 
Laurentiusberg, Tauberbischofsheim. Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt 
gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren, da gleichzeitig ein Bebauungsplan „Lau-
rentiusberg II, Tauberbischofsheim“ aufgestellt wird. 
 
Stellungnahme:  
Vom Plangebiet sind Waldflächen nach §2 LWaldG betroffen, wodurch forstfachliche und  
forstrechtliche Belange berührt werden. Der Wald erfüllt hierbei vielfältige Funktionen und 
ist entsprechend zu würdigen.  
Damit die geplante 9. Änderung des Flächennutzungsplans Rechtskraft erlangen kann, 
sind forstrechtliche Genehmigungspflichten zu beachten. Diese ergeben sich aus den §§ 
9 und 10 LWaldG.  
Betroffen ist Waldfläche im Umfang von über 1 ha Fläche (Schwellenwert im UVPG für 
die Pflicht zur Durchführung einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls). Die 
genaue Größe und Verortung der Waldfläche ist im Laufe des Verfahrens mit der unteren 
Forstbehörde am Landratsamt Main-Tauber-Kreis abzustimmen.  
In den Planunterlagen ist ein eigenständiges Kapitel „Waldumwandlung“ aufzunehmen. 
Dieses hat folgendes zu beinhalten, um eine entsprechende forstrechtliche Bewertung 
vornehmen zu können: 
 Beschreibung des Ausgangszustands  
 Auswirkungen der Waldinanspruchnahme auf Schutzgüter  
 Eingriffsbilanzierung (tabellarische und grafische Darstellung, flurstücksscharf)  
 Herleitung Ausgleichsbedarf (s. Schreiben forstrechtlicher Ausgleich)  
 Beschreibung und Darstellung der einzelnen Ausgleichsmaßnahmen – Erstauffors-

tungen und Schutz- und Gestaltungsmaßnahme (textlich und kartografische)   
 Gesamtbilanz Eingriff-Ausgleich  

Anhand historischer Luftbildaufnah-
men der Digitalen Orthophotos (www. 
geoportal-bw.de) ist erkennbar, dass 
die Flächen bereits in den 1980er Jah-
ren im Zusammenhang mit der dama-
ligen Gebietserweiterung angelegt 
bzw. entwickelt wurden und unmittel-
bar an die bestehenden Gebäude an-
grenzen. Ob es sich hierbei um gezielt 
angelegte Grün- bzw. Waldflächen 
oder um im Laufe der Zeit entstandene 
Sukzessionsflächen handelt, lässt sich 
heute nicht abschließend nachvollzie-
hen. Es ist jedoch davon auszugehen, 
dass entweder der heutige Waldstatus 
erst nachträglich entstanden ist oder 
die damalige Anlage der Flächen in 
Abstimmung mit den zuständigen Be-
hörden erfolgte. 
 
Festzuhalten ist, dass sich die heuti-
gen Waldflächen innerhalb des beste-
henden Siedlungszusammenhangs 
und in unmittelbarer Nähe zu den vor-
handenen Gebäuden entwickelt ha-
ben.  
 
Eine Inanspruchnahme oder Beseiti-
gung der bestehenden Waldflächen ist 
durch die vorliegende 9. Änderung des 
Flächennutzungsplans nicht vorgese-
hen. Vielmehr sollen die vorhandenen 
Waldflächen dauerhaft erhalten und 
planungsrechtlich gesichert werden. 
Hierzu erfolgt nun auf den entspre-
chenden Flächen die Festsetzung von 
Wald. Die Waldflächen wurden durch 

Waldflächen erfolgt nicht. Eine 
Waldumwandlung wird nicht not-
wendig. 



 
 
Abwägung der Stellungnahmen 9. Änderung des Flächennutzungsplanes der VVG Tauberbischofsheim – Großrinderfeld – Königheim – Werbach 
Auslegung vom 23.03.2026 – 27.04.2026 

Stand 11.06.2026 Seite 7 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung des gemeinsamen Aus-
schusses der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

 Standortsbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach UVPG 
 
Auf die Stellungnahmen der unteren und der höheren Forstbehörde im Rahmen des pa-
rallel in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan-Verfahrens „Laurentiusberg II“ sei aus-
drücklich verwiesen. Insbesondere was die Hinweise bezüglich bestehender Waldflä-
chen angeht. Diese sind im weiteren Verfahren im Benehmen mit der unteren Forstbe-
hörde zu ermitteln und in die Planunterlagen zu übernehmen.  
Zudem ist zu beachten, dass der Waldabstand nach § 4 Abs. 2 LBO einzuhalten ist. Das 
betrifft sämtliche an das Plangebiet angrenzenden Flächen, auf denen Wald besteht oder 
in der Folge von Sukzession entstehen könnte bzw. wird (insbesondere eine Fläche im 
Südosten ist hiervon betroffen). Der Waldabstand von 30m zu entsprechenden Baugren-
zen ist in den Plänen zu berücksichtigen und im weiteren Verfahren der qualifizierten 
Bauleitplanung zu übernehmen.  
 
Die untere Forstbehörde beim Landratsamt Main-Tauber-Kreis erhält eine Mehrfertigung 
dieses Schreibens. 

einen Vor-Ort-Termin ermittelt. Eine 
Waldumwandlung im Sinne der §§ 9 
und 10 LWaldG ist daher nicht vorge-
sehen. Vor diesem Hintergrund wird 
davon ausgegangen, dass die ange-
führten Anforderungen hinsichtlich 
Waldumwandlung, Eingriffsbilanzie-
rung sowie Herleitung von forstrechtli-
chen Ausgleichsmaßnahmen nicht 
notwendig werden, da keine Umwand-
lung oder sonstige erhebliche Beein-
trächtigung der bestehenden Waldflä-
chen erfolgt. 
 
Die Hinweise zu den Stellungnahmen 
im parallel laufenden Bebauungsplan-
verfahren „Laurentiusberg II“ werden 
berücksichtigt. 
 
Der Hinweis zum Waldabstand gemäß 
§ 4 Abs. 3 LBO wird zur Kenntnis ge-
nommen. Aufgrund der bereits beste-
henden räumlichen Situation und der 
Nähe vorhandener Gebäude zu den 
bestehenden Wald- und Sukzessions-
flächen ist eine nachträgliche Einhal-
tung des pauschalen Waldabstandes 
von 30 m im Bestand nicht möglich. 
Die bestehende Situation ist historisch 
gewachsen und soll im Rahmen der 
Planung geordnet gesichert werden. 
Dabei sind sowohl die Belange des 
Waldschutzes als auch die schutzwür-
digen bestehenden Nutzungen und 
Gebäude angemessen zu berücksich-
tigen.  
Vgl. hierzu auch § 4 Abs. 3 LBO : 
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Beschlussvorschlag 

„Bauliche Anlagen […] mindestens 30 
m entfernt […]. Dies gilt nicht für Ge-
bäude, die nach den Festsetzungen 
des Bebauungsplans mit einem gerin-
geren Abstand als nach Satz 1 zuläs-
sig sind, sowie für bauliche Änderun-
gen und Nutzungsänderungen recht-
mäßig bestehender baulicher Anla-
gen.“ 
 
Die Planung trägt damit sowohl den 
Erfordernissen der städtebaulichen 
Entwicklung als auch den Belangen 
des Forstes Rechnung und berück-
sichtigt dabei die Bestandssituation. 

13. Regierungspräsidium Stuttgart, Abteilung Wirtschaft/Infrastruktur, 21.04.2026 

Raumordnung  
Neben § 1 Abs. 3, Abs. 5 - 7 und § 1a Abs. 2 BauGB ist für einen Bebauungsplan aus 
raumordnerischer Sicht insbesondere das Anpassungsgebot nach § 1 Abs. 4 BauGB 
relevant. Danach sind alle Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen.   
Ziele der Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unter-
liegen, zu beachten (§ 3 Abs.1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG).   
 
Insoweit ist vor allem Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen Bundesraumordnungs-
plan Hochwasser (BRPH), den Landesentwicklungsplan 2002 und den Regionalplan zu 
legen. Darüber hinaus sind vor allem die raumordnerischen Ziele zum großflächigen Ein-
zelhandel und zur Bruttowohndichte zu beachten.  
 
 
 
 
Wir sehen die Begründung des Flächenbedarfs für die Stadt Tauberbischofsheim und 
die Abwägung gegenüber bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen in der Planbegrün-
dung nunmehr als ausreichend an. Eine Abwägung mit den Belangen des Vorbehaltsge-
biet für Erholung wurde nach Plansatz 3.2.6.1 des Regionalplans Heilbronn-Franken 

 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Der BRPH, der LEP und der Regional-
plan sind berücksichtigt. Einzelhandel 
ist in den Planungsrechtlichen Fest-
setzungen des „Laurentiusberg II“ reg-
lementiert. Aussagen zur Bruttowohn-
dichte werden in der Begründung er-
gänzt.  
 
 
 
 
 

Aufgrund der Stellungnahme des 
Regierungspräsidiums Stuttgart 
vom 21.04.2026 werden Zahlen zur 
Bruttowohndichte ergänzt. Die wei-
teren Anregungen wurden in der 
Planung bereits berücksichtigt und 
gewürdigt. 
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2020 vorgenommen. Durch die Flächenausweisung wird eine Grünzäsur nach Plansatz 
3.1.2 des Regionalplan Heilbronn-Franken und im Osten teilweise ein Regionaler Grün-
zug nach Plansatz 3.1.1 dieses Regionalplans tangiert. Wir betrachten den Regionalen 
Grünzug und die betroffene Grünzäsur hier als abschließend ausgeformt an. Daher kann 
aus raumordnerischer Sicht die vorliegende Planung nunmehr mitgetragen werden.      
 
Wir bitten künftig – soweit nicht bereits geschehen – um Beachtung des Schreibens zur 
Koordination in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt 
(abrufbar unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/).  
 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem 
Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in 
digitalisierter Form an das Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. 
Die Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungs-
nachweis digital vorzulegen.  
 
Abteilung 4 - Mobilität, Verkehr, Straßen  
Abteilung 4 verweist auf die Gesamtstellungnahme vom 11.12.2025 mit dem Az. RPS21-
2434-25/4.  Es bestehen keine weiteren Einwendungen. 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung:   
Die Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege trägt gegen die Planung in der vorlie-
genden Form keine Bedenken vor.   

 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme vom 11.12.2025 
verweist auf die Stellungnahme zum 
BP Wohnmobilpark: Die Stellung-
nahme handelte vom straßenbeglei-
tenden Radweg, der auf der Kaser-
nenstraße geführt werden soll. Eine 
Vereinbarkeit mit der Planung ist ge-
geben. 
 
Zur Kenntnis genommen 

14. Landratsamt Main-Tauber-Kreis, 27.04.2026 

Umweltschutz 
Auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten Belange wird verwiesen. 
Diese werden gemäß der vorgelegten Abwägungstabelle zur Kenntnis genommen und 
in der weiteren Planung beachtet. Vom Umweltschutzamt bestehen keine grundsätzli-
chen Bedenken gegen das Vorhaben. 
 

 
Zur Kenntnis genommen 
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Landwirtschaft 
Entgegen den Ausführungen in der Stellungnahme zum Vorentwurf der geplanten 9. Än-
derung des Flächennutzungsplans, zur Ausgleichsfläche am nordwestlichen Gebiets-
rand (geplant als 1.750 m² Blühbrache) und zur Teilfläche des Flst. Nr. 1428 im Südosten 
sind diese Bereiche in der digitalen Flurbilanz 2022 nicht als Vorbehaltsflur I eingestuft, 
sondern, wie in der Abwägungstabelle vom 26.02.2026 korrekt angemerkt, in der Flurbi-
lanz gar nicht bewertet. 
Die geplante gewerbliche Baufläche (G) im östlichen Planbereich mit einem Umfang von 
17,2 ha, soll auch Bestandteil des Bebauungsplangebiets „Laurentiusberg II“ werden und 
beinhaltet ganz am östlichen Rand auch noch eine als Ackerland genutzte Teilfläche des 
Flst. 1428. Diese ist in der digitalen Flurbilanz jedoch als Grenzflur eingestuft.  
Da das Plangebiet bereits überwiegend bebaut ist und im Zuge der Weiterentwicklung 
bereits neue Nutzungen im Bereich Wohnen, Gewerbe und Dienstleistungen entstanden 
sind, sind die Auswirkungen der geplanten Änderung für die Landwirtschaft weitgehend 
unerheblich.  
Das Landwirtschaftsamt erhebt daher keine Bedenken gegen die geplante 9. Änderung 
des Flächennutzungsplans. 
 
Forst 
Innerhalb des geplanten FNP-Änderungsbereiches befinden sich Waldflächen gemäß §2 
LWaldG, woraus sich forstrechtliche Genehmigungspflichten nach § 10 (Umwandlungs-
erklärung) und § 9 (Umwandlungsgenehmigung) LWaldG im Rahmen des FNP-Ände-
rungsverfahrens ergeben. 
Die Waldflächen nach sind in den FNP-Planunterlagen bislang weder benannt noch kar-
tographisch dargestellt, auch fehlt ein Kapitel zu den erforderlichen forstrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren nach LWaldG. 
Wir bitten daher folgende Punkte in einem eigenständigen Kapitel „Waldumwandlung“ in 
die FNP-Planunterlagen aufzunehmen: 
 Beschreibung des Ausgangszustands 
 Auswirkungen der geplanten Waldinanspruchnahmen auf Schutzgüter 
 Eingriffsbilanzierung (tabellarische und grafische Darstellung, flurstücksscharf) 
 Herleitung für den forstrechtlichen Ausgleichsbedarf 
 Beschreibung und Darstellung der einzelnen Ausgleichsmaßnahmen – Erstauffors-

tungen und Schutz- und Gestaltungsmaßnahme (textlich und kartografisch)  
 Gesamtbilanz Eingriff-Ausgleich 
 standortsbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach UVPG 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Die Hinweise zu den nach § 2 LWaldG 
betroffenen Waldflächen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Anhand historischer Luftbildaufnah-
men der Digitalen Orthophotos (www. 
geoportal-bw.de) ist erkennbar, dass 
die Flächen bereits in den 1980er Jah-
ren im Zusammenhang mit der dama-
ligen Gebietserweiterung angelegt 
bzw. entwickelt wurden und unmittel-
bar an die bestehenden Gebäude an-
grenzen. Ob es sich hierbei um gezielt 
angelegte Grün- bzw. Waldflächen 
oder um im Laufe der Zeit entstandene 
Sukzessionsflächen handelt, lässt sich 
heute nicht abschließend 
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Damit die geplante FNP-Änderung Rechtskraft erlangen kann, ist ein Antrag auf Um-
wandlungserklärung nach § 10 LWaldG über die untere Forstbehörde bei der höheren 
Forstbehörde beim Regierungspräsidium Freiburg einzureichen. Erst, wenn die o.g. Um-
wandlungserklärung nach § 10 LWaldG von der genehmigenden höheren Forstbehörde 
erteilt wurde, kann der o.g. FNP Rechtskraft erlangen. 
Parallel zu dem Antrag auf Umwandlungserklärung ist ebenfalls ein Antrag auf Waldum-
wandlung nach § 9 LWaldG über die untere Forstbehörde bei der höheren Forstbehörde 
zu stellen. Die forstrechtliche Genehmigung nach § 9 LWaldG kann erst von der höheren 
Forstbehörde erteilt werden, wenn die geplante FNP-Änderung Rechtskraft erlangt hat. 
Hinweis Waldabstand nach § 4 Abs. 2 LBO: 
Im Südosten grenzen Flächen aus einzelnen Bäumen und Sträuchern an den vorgese-
henen FNP-Änderungsbereich an. Es wird angeregt, den nach LBO geforderten Wald-
abstand bei der Festlegung der Baugrenze im Rahmen des BBP-Verfahrens mit zu be-
rücksichtigen und vorsorglich einen Abstand von 30 m zwischen der Baugrenze und der 
betreffenden o.g. Fläche analog der Vorgaben des § 4 Abs. 2 LBO einzuplanen. 
Auf die Stellungnahmen der Forstbehörden aus dem Januar 2026 im Rahmen des  BP-
Vorhabens „Laurentiusberg“ und die dort benannten Hinweise bezüglich der Waldflächen 
innerhalb des BBP- Geltungsbereiches und die dadurch bedingt erforderlichen forstrecht-
lichen Genehmigungsverfahren nach §§10 und 9 LWaldG wird ergänzend verwiesen. 

nachvollziehen. Es ist jedoch davon 
auszugehen, dass entweder der heu-
tige Waldstatus erst nachträglich ent-
standen ist oder die damalige Anlage 
der Flächen in Abstimmung mit den 
zuständigen Behörden erfolgte. 
 
Festzuhalten ist, dass sich die heuti-
gen Waldflächen innerhalb des beste-
henden Siedlungszusammenhangs 
und in unmittelbarer Nähe zu den vor-
handenen Gebäuden entwickelt ha-
ben.  
 
Eine Inanspruchnahme oder Beseiti-
gung der bestehenden Waldflächen ist 
durch die vorliegende 9. Änderung des 
Flächennutzungsplans nicht vorgese-
hen. Vielmehr sollen die vorhandenen 
Waldflächen dauerhaft erhalten und 
planungsrechtlich gesichert werden. 
Hierzu erfolgt nun auf den entspre-
chenden Flächen die Festsetzung von 
Wald. Die Waldflächen wurden durch 
einen Vor-Ort-Termin ermittelt. Eine 
Waldumwandlung im Sinne der §§ 9 
und 10 LWaldG ist daher nicht vorge-
sehen. Vor diesem Hintergrund wird 
davon ausgegangen, dass die ange-
führten Anforderungen hinsichtlich 
Waldumwandlung, Eingriffsbilanzie-
rung sowie Herleitung von forstrechtli-
chen Ausgleichsmaßnahmen nicht 
notwendig werden, da keine Umwand-
lung oder sonstige erhebliche Beein-
trächtigung der bestehenden 
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Waldflächen erfolgt. 
 
Die Hinweise zu den Stellungnahmen 
im parallel laufenden Bebauungsplan-
verfahren „Laurentiusberg II“ werden 
berücksichtigt. 
 
Der Hinweis zum Waldabstand gemäß 
§ 4 Abs. 3 LBO wird zur Kenntnis ge-
nommen. Aufgrund der bereits beste-
henden räumlichen Situation und der 
Nähe vorhandener Gebäude zu den 
bestehenden Wald- und Sukzessions-
flächen ist eine nachträgliche Einhal-
tung des pauschalen Waldabstandes 
von 30 m im Bestand nicht möglich. 
Die bestehende Situation ist historisch 
gewachsen und soll im Rahmen der 
Planung geordnet gesichert werden. 
Dabei sind sowohl die Belange des 
Waldschutzes als auch die schutzwür-
digen bestehenden Nutzungen und 
Gebäude angemessen zu berücksich-
tigen.  
Vgl. hierzu auch § 4 Abs. 3 LBO : 
„Bauliche Anlagen […] mindestens 30 
m entfernt […]. Dies gilt nicht für Ge-
bäude, die nach den Festsetzungen 
des Bebauungsplans mit einem gerin-
geren Abstand als nach Satz 1 zuläs-
sig sind, sowie für bauliche Änderun-
gen und Nutzungsänderungen recht-
mäßig bestehender baulicher Anla-
gen.“ 
 
Die Planung trägt damit sowohl den 
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Erfordernissen der städtebaulichen 
Entwicklung als auch den Belangen 
des Forstes Rechnung und berück-
sichtigt dabei die Bestandssituation. 

 




